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Entwurf eines Gesetzes zur Dynamisierung der  
Verdienstgrenzen der geringfügigen Beschäftigung 

A. Problem 
Die durchschnittlichen Löhne und Gehälter in Deutschland sind in den letzten fünf 
Jahren kontinuierlich gestiegen. Der Nominallohnindex stieg im Zeitraum 2013 – 
2017 um ca. 10,65 Prozent*. Auch der 2015 eingeführte allgemeine gesetzliche 
Mindestlohn in Höhe von 8,50 Euro/Stunde steigt zum 1. Januar 2019 auf ein 
Niveau von 9,19 Euro/Stunde und auf 9,35 Euro/Stunde zum 1. Januar 2020. 

Die Höchstgrenzen für geringfügig entlohnte Beschäftigung (sog. Minijobs) und 
Beschäftigung in der Gleitzone (sog. Midijobs) sind hingegen seit der letzten An-
passung im Jahr 2013 unverändert geblieben. Die derzeit geltenden starren Ver-
dienstgrenzen lassen keine automatische Anpassung an die allgemeine Lohnent-
wicklung oder die Erhöhung des allgemeinen Mindestlohns zu. Mit jeder Anpas-
sung des Mindestlohns reduzieren sich somit auch die Stunden, die ein Beschäf-
tigter im Rahmen eines Mini- bzw. Midijobs arbeiten darf. 

Dieser Umstand führt dazu, dass Personen, die einer geringfügigen Beschäftigung 
oder einer Beschäftigung in der Gleitzone nachgehen, mit jeder Anpassung weni-
ger Stunden arbeiten dürfen und damit nicht von den Erhöhungen des allgemeinen 
Mindestlohns oder der Lohnentwicklung im Allgemeinen profitieren können. Vor 
allem Personen, die aus diversen Gründen (fehlende Kinderbetreuung, pflegebe-
dürftige Angehörige, Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt nach langer Arbeitslo-
sigkeit usw.) lediglich einer geringfügigen Beschäftigung nachgehen können oder 
wollen, oder auch Studierende, Schülerinnen und Schüler, Rentnerinnen und 

* www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/VerdiensteArbeitskosten/ReallohnNetto/Reallohn-
indexPDF_5623209.pdf?__blob=publicationFile
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Rentner und im Nebenjob geringfügig Beschäftigte werden benachteiligt. Dieser 
Umstand verschärft das Armutsrisiko der Betroffenen, da sie an der wirtschaftli-
chen Entwicklung nicht teilhaben können. 

Die Hälfte aller Beschäftigungen auf Mindestlohnniveau sind geringfügige Be-
schäftigungen (https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemittei-
lungen/2018/06/PD18_231_621.html). Dies bedeutet, dass rund die Hälfte aller 
Personen, denen eine Mindestlohnerhöhung zugutekommen sollte, von dieser 
praktisch nicht profitiert. Die starre Verdienstgrenze zwingt sie sogar dazu, ihre 
Arbeitszeit zu reduzieren. 

B. Lösung 
Die bisher starr und unflexibel ausgestalteten Verdienstgrenzen bei geringfügiger 
Beschäftigung oder Beschäftigung in der Gleitzone werden dynamisiert. Sowohl 
die Verdienstgrenze bei geringfügiger Beschäftigung als auch bei Beschäftigung 
in der Gleitzone werden an die Entwicklung des allgemeinen gesetzlichen Min-
destlohns gekoppelt. 

Zum 1. Januar 2019 wird die Verdienstgrenze bei geringfügiger Beschäftigung 
auf das 60-fache des allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns festgelegt. Die Ver-
dienstgrenze für eine Beschäftigung in der Gleitzone wird auf das 145-fache des 
Mindestlohns festgelegt. Durch diese Änderung wird ein Automatismus einge-
führt, der eine Anpassung der bisher starren Grenzen bei jeder Anpassung des 
Mindestlohns vornimmt. Dies verringert deutlich den Aufwand für den Gesetzge-
ber und lässt alle Beschäftigten gleichermaßen an der Mindestlohnentwicklung 
teilhaben. Zudem bewirkt die neue Festlegung der Verdienstgrenzen eine Entlas-
tung vor allem für geringere Einkommen. 

Die im Jahr 2013 eingeführten Verbesserungen der Versicherung bei geringfügi-
ger Beschäftigung bleiben erhalten. 

Für Beschäftigungsverhältnisse, die bereits vor dem 1. Januar 2019 bestanden ha-
ben, werden Bestandsschutz- und Übergangsregelungen geschaffen. 

C. Alternativen 
Keine 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
Das Vorhaben führt aufgrund der Verschiebung der Steuer- und Abgabenlast ge-
gebenenfalls zu Mindereinnahmen für Sozialversicherungen, Bund, Länder und 
Gemeinden. Diese lassen sich zum aktuellen Zeitpunkt nicht prognostizieren. 

Diesen potenziellen Mindereinnahmen stehen jedoch Einsparungen bei Sozial-
leistungen gegenüber, die durch das höhere verfügbare Nettoeinkommen der Per-
sonen und Haushalte entstehen. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Keiner. 
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Die dynamische Verdienstgrenze bei geringfügiger Beschäftigung und Beschäfti-
gung in der Gleitzone sorgt für eine Vereinfachung der Prozesse in den Unterneh-
men. Bei einer Mindestlohnanpassung werden keine Neuberechnung der zukünf-
tigen Arbeitsstunden und keine Anweisung der Mitarbeiter zur Begrenzung der 
Stundenanzahl mehr notwendig sein. Vielmehr wird es möglich sein den Arbeits-
vertrag dynamisch auszugestalten, was für eine automatische Anpassung des Ar-
beitsverhältnisses sorgt und somit für Entlastungen. Zudem sind Einsparungen 
aufgrund der geringeren Abgabenlast zu erwarten. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 
Entlastung von Bürokratie entsteht den Arbeitgebern durch die Vereinfachung 
von Prozessen in den Unternehmen. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Der Minijob-Zentrale als zuständiger Einzugsstelle entsteht durch die Umstellung 
und Ausweitung einiger Arbeitsverhältnisse ein Aufwand, der sich vorab nicht 
beziffern lässt. Zukünftige Anpassungen des Mindestlohns werden weitere An-
passungen der Verdienstgrenzen für geringfügige Beschäftigung und Beschäfti-
gung in der Gleitzone nach sich ziehen. 

Es ist mit einem nicht näher bezifferbaren Aufwand aufgrund der Informations-
übermittlung über die neue Rechtslage und der Telefonberatungen zu rechnen. 

Für die Bundesländer entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

F. Weitere Kosten 
Der Wirtschaft entstehen keine weiteren Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 
erwarten. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Dynamisierung der  
Verdienstgrenzen der geringfügigen Beschäftigung 

Vom … 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch – Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung – in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBl. I S. 3710, 3973; 2011 I S. 363), das zuletzt durch Arti-
kel 7a des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2757) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 7b Nummer 5 wird die Angabe „450 Euro“ durch die Wörter „das 60-fache des Mindestlohns nach § 1 
Satz 2 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsverordnung“ ersetzt. 

2. In § 8 Absatz 1 Nummer 1 und 2 wird jeweils die Angabe „450 Euro“ durch die Wörter „das 60-fache des 
Mindestlohns nach § 1 Satz 2 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungs-
verordnung“ ersetzt. 

3. § 20 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Eine Gleitzone im Sinne dieses Gesetzbuches liegt bei einem Beschäftigungsverhältnis vor, dessen Entgelt 
die Grenze des 60-fachen des Mindestlohns nach § 1 Satz 2 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 
der Mindestlohnanpassungsverordnung im Monat überschreitet und das 145-fache des Mindestlohns nach 
§ 1 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 Satz 2 der Mindestlohnanpassungsverordnung im Monat 
regelmäßig nicht überschreitet; bei mehreren Beschäftigungsverhältnissen ist das insgesamt erzielte Arbeits-
entgelt maßgebend.“ 

4. In § 28a Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe „450 Euro“ durch die Wörter „das 60-fache des Mindestlohns nach 
§ 1 Satz 2 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsverordnung“ ersetzt. 

Artikel 2 

Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch – Arbeitsförderung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997, BGBl. I 
S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2018 (BGBl. I S. 1147) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Der Inhaltsübersicht wird folgende Angabe angefügt: 

„§ 447 Gesetz zur Dynamisierung der Grenzen der geringfügigen Beschäftigung“. 

2. § 347 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 Buchstabe c wird die Angabe „450 Euro“ durch die Wörter „das 60-fache des Mindest-
lohns nach § 1 Satz 2 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsver-
ordnung“ ersetzt. 
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b) In Nummer 6b wird die Angabe „450 Euro“ durch die Wörter „das 60-fache des Mindestlohns nach § 1 
Satz 2 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsverordnung“ ersetzt. 

3. Dem § 446 wird folgender § 447 angefügt: 

„§ 447 

Gesetz zur Dynamisierung der Grenzen der geringfügigen Beschäftigung 

(1) Personen, die am 31. Dezember 2018 in einer mehr als geringfügigen Beschäftigung nach § 8 Ab-
satz 1 Nummer 1 oder § 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches versicherungs-
pflichtig waren, die die Merkmale einer geringfügigen Beschäftigung nach diesen Vorschriften in der ab dem 
1. Januar 2019 geltenden Fassung erfüllen, bleiben in dieser Beschäftigung längstens bis zum 31. Dezember 
2020 versicherungspflichtig, solange das Arbeitsentgelt 450 Euro monatlich übersteigt. Sie werden auf An-
trag von der Versicherungspflicht befreit. Der Antrag ist bei der Agentur für Arbeit zu stellen. Die Befreiung 
wirkt vom 1. Januar 2019 an, wenn sie bis zum 31. März 2019 beantragt wird, im Übrigen von dem Beginn 
des Kalendermonats an, der auf den Monat folgt, in dem der Antrag gestellt worden ist. Die Befreiung ist 
auf diese Beschäftigung beschränkt. 

(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 gilt § 276b Absatz 1 des Sechsten Buches und bei Anwendung 
des § 344 Absatz 4 gilt § 276b Absatz 2 des Sechsten Buches entsprechend.“ 

Artikel 3 

Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Krankenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. August 2017 
(BGBl. I S. 3214) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 7 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Personen, die am 31. Dezember 2018 in einer mehr als geringfügigen Beschäftigung versiche-
rungspflichtig waren, die die Merkmale einer geringfügigen Beschäftigung in der ab dem 1. Januar 2019 
geltenden Fassung der §§ 8 oder 8a des Vierten Buches erfüllen, bleiben in dieser Beschäftigung längstens 
bis zum 31. Dezember 2020 versicherungspflichtig, sofern sie nicht die Voraussetzungen für eine Versiche-
rung nach § 10 erfüllen und solange das Arbeitsentgelt 450,00 Euro monatlich übersteigt. Sie werden auf 
ihren Antrag hin von der Versicherungspflicht nach Satz 1 befreit. § 8 Absatz 2 gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle des Zeitpunkts des Beginns der Versicherungspflicht der 1. Januar 2019 tritt.“ 

2. In § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 wird die Angabe „450 Euro“ durch die Wörter „das 60-fache des Min-
destlohns nach § 1 Satz 2 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsver-
ordnung“ ersetzt. 

3. In § 249 Absatz 3 wird nach der Angabe „Absatz 3“ die Angabe „und 4“ eingefügt. 

4. In § 249c Satz 2 wird die Angabe „450 Euro“ durch die Wörter „das 60-fache des Mindestlohns nach § 1 
Satz 2 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsverordnung“ ersetzt. 
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Artikel 4 

Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Rentenversicherung – in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juli 
2017 (BGBl. I S. 2575) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Angabe „6 300 Euro“ durch die Wörter „dem Vierzehnfachen des Wertes nach § 8 
Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches“ ersetzt. 

b) In Absatz 3a wird die Angabe „einem Zwölftel von 6 300 Euro“ durch die Wörter „einem Zwölftel des 
Vierzehnfachen des Wertes nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches“ ersetzt. 

2. § 96a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1b Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter „einem Zwölftel von 6 300 Euro“ durch die Wörter 
„einem Zwölftel des Vierzehnfachen des Wertes nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 1c Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe „6 300 Euro“ durch die Wörter „dem Vierzehnfachen 
des Wertes nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches“ ersetzt. 

3. In § 162 Nummer 5 im Satzteil vor Satz 2 wird die Angabe „450 Euro“ durch die Wörter „das 60-fache des 
Mindestlohns nach § 1 Satz 2 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungs-
verordnung“ ersetzt. 

4. § 163 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 8 wird die Angabe „175 Euro“ durch die Wörter „39 vom Hundert des Wertes nach § 8 Ab-
satz 1 Nummer 1 des Vierten Buches“ ersetzt. 

b) Absatz 10 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „F* 450+({850/(850-450)}-{850/(850-450)}*F)*(AE-450)“ durch die 
Angabe „F* MNG+({MDG/(MDG-MNG)}-{MDG/(MDG-MNG)}*F)*(AE-MNG)“ ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt und werden nach dem Wort „Faktor“ die 
Wörter „MNG die Minijobgrenze in Höhe des 60-fachen des Mindestlohns nach § 1 Satz 2 des 
Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsverordnung und MDG ist 
die Midijobgrenze in Höhe des 145-fachen des Mindestlohns nach § 1 Satz 2 des Mindestlohnge-
setzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsverordnung“ eingefügt. 

5. In § 165 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „450 Euro“ durch die Wörter „das 60-fache des Min-
destlohns nach § 1 Satz 2 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsver-
ordnung“ ersetzt. 

6. In § 167 wird die Angabe „450 Euro“ durch die Wörter „das 60-fache des Mindestlohns nach § 1 Satz 2 des 
Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsverordnung“ ersetzt. 

7. In § 170 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a und e wird jeweils die Angabe „450 Euro“ durch die Wörter „das 
60-fache des Mindestlohns nach § 1 Satz 2 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohn-
anpassungsverordnung“ ersetzt. 
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8. § 229 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 

„(8) Personen, die am 31. Dezember 2018 als Beschäftigte nach § 5 Absatz 2 in der bis zum 31. 
Dezember 2018 geltenden Fassung wegen Verzichts auf die Versicherungsfreiheit in einer geringfügi-
gen Beschäftigung oder mehreren geringfügigen Beschäftigungen versicherungspflichtig waren, blei-
ben insoweit versicherungspflichtig; § 6 Absatz 1b in der ab dem 1. Januar 2019 geltenden Fassung gilt 
für diese Personen bezogen auf die am 31. Dezember 2018 ausgeübte Beschäftigung und weitere Be-
schäftigungen, auf die sich der Verzicht auf die Versicherungsfreiheit nach § 5 Absatz 2 in der bis zum 
31. Dezember 2018 geltenden Fassung erstrecken würde, nicht.“ 

b) Folgender Absatz 9 wird angefügt: 

„(9) Selbständig Tätige, die am 31. Dezember 2018 nicht versicherungspflichtig waren, weil sie 
versicherungspflichtige Arbeitnehmer beschäftigt haben, bleiben in dieser Tätigkeit nicht versiche-
rungspflichtig, wenn der beschäftigte Arbeitnehmer nicht geringfügig beschäftigt nach § 8 Absatz 1 
Nummer 1 des Vierten Buches in der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung ist. Personen, die 
am 31. Dezember 2018 in einer selbständigen Tätigkeit versicherungspflichtig waren, die die Merkmale 
einer geringfügigen Tätigkeit in der ab dem 1. Januar 2019 geltenden Fassung von § 8 Absatz 3 in 
Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 oder Absatz 3 in Verbindung mit den §§ 8a und 8 Absatz 1 
Nummer 1 des Vierten Buches erfüllt, bleiben in dieser selbständigen Tätigkeit bis zum 31. Dezember 
2020 versicherungspflichtig.“ 

9. Dem § 230 wird folgender Absatz 10 angefügt: 

„(10) Personen, die am 31. Dezember 2018 als Beschäftigte nach § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 in der 
bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung versicherungsfrei waren, bleiben in dieser Beschäftigung 
versicherungsfrei, solange die Voraussetzungen einer geringfügigen Beschäftigung nach § 8 Absatz 1 Num-
mer 1 oder § 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches in der bis zum 31. Dezember 
2018 geltenden Fassung vorliegen. Sie können durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber auf 
die Versicherungsfreiheit verzichten; der Verzicht kann nur mit Wirkung für die Zukunft und bei mehreren 
Beschäftigungen nur einheitlich erklärt werden und ist für die Dauer der Beschäftigungen bindend.“ 

10. § 231 Absatz 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe „31. Dezember 2014“ wird durch die Angabe „31. Dezember 2020“ ersetzt. 

b) Die Angabe „31. Dezember 2012“ wird durch die Angabe „31. Dezember 2018“ ersetzt. 

c) Die Angabe „1. Januar 2013“ wird durch die Angabe „1. Januar 2019“ ersetzt. 

d) Die Angabe „400“ wird durch die Angabe „450“ ersetzt. 

11. Der § 264b wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Für Arbeitsentgelt aus geringfügiger Beschäftigung, in der Beschäftigte nach § 230 Absatz 10 
versicherungsfrei sind und für das der Arbeitgeber einen Beitragsanteil getragen hat, werden Zuschläge 
an Entgeltpunkten ermittelt. Zuschläge an Entgeltpunkten sind auch zu ermitteln, wenn ein Arbeitgeber 
einen Beitragsanteil für Arbeitsentgelt aus einer vor dem 1. Januar 2019 ausgeübten geringfügigen ver-
sicherungsfreien Beschäftigung getragen hat. Für die Ermittlung der Zuschläge an Entgeltpunkten nach 
den Sätzen 1 und 2 gilt § 76b Absatz 2 bis 4 entsprechend.“ 

12. In § 276a Absatz 1 werden jeweils nach der Angabe „§ 230 Absatz 8“ die Wörter „oder § 230 Absatz 10“ 
eingefügt. 
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13. § 276b wird wie folgt geändert: 

a) Der Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe „31. Dezember 2012“ wird durch die Angabe „31. Dezember 2018“ ersetzt. 

bb) Die Angabe „1. Januar 2013“ wird durch die Angabe „1. Januar 2019“ ersetzt. 

cc) Die Angabe „F × 400 + (2 – F) × (AE – 400)“ wird durch die Angabe „ “ ersetzt. 

dd) Die Angabe „31. Dezember 2014“ wird durch die Angabe „31. Dezember 2020“ ersetzt. 

b) Der Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe „31. Dezember 2012“ wird jeweils durch die Angabe „31. Dezember 2018“ ersetzt. 

bb) Die Angabe „1. Januar 2013“ wird jeweils durch die Angabe „1.Januar 2019“ ersetzt. 

cc) Die Angabe „31. Dezember 2014“ wird durch die Angabe „31. Dezember 2020“ ersetzt. 

Artikel 5 

Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch 

Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai 1994, 
BGBl. I S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2757) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. In § 25 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 wird die Angabe „450 Euro“ durch die Angabe „das 60-fache des Min-
destlohns nach § 1 Satz 2 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsver-
ordnung“ ersetzt. 

2. In § 59 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „450 Euro“ durch die Angabe „das 60-fache des Mindestlohns nach 
§ 1 Satz 2 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsverordnung“ ersetzt. 

Artikel 6 

Änderung des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte 

In § 27a Absatz 2 Nummer 2 des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte vom 29. Juli 1994 
(BGBl. I S. 1890, 1891), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2575) geändert 
worden ist, wird die Angabe „450 Euro“ durch die Angabe „das 60-fache des Mindestlohns nach § 1 Satz 2 des 
Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsverordnung“ ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte 

In § 7 Absatz 2 Satz 1 dritter Halbsatz des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte 
vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477, 2557), das zuletzt durch Artikel 6 Absatz 6 des Gesetzes vom 23. Mai 
2017 (BGBl. I S. 1228) geändert worden ist, wird die Angabe „450 Euro“ durch die Angabe „das 60-fache des 
Mindestlohns nach § 1 Satz 2 des Mindestlohngesetzes in Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsverord-
nung“ ersetzt. 
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Artikel 8 

Änderung der Beitragsverfahrensverordnung 

In § 2 Absatz 2 Satz 4 der Beitragsverfahrensverordnung vom 3. Mai 2006 (BGBl. I S. 1458), die zuletzt 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 7. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3906) geändert worden ist, wird die Angabe 
„450 Euro“ durch die Angabe „dem 60-fachen des Mindestlohns nach § 1 Satz 2 des Mindestlohngesetzes in 
Verbindung mit § 1 der Mindestlohnanpassungsverordnung“ ersetzt. 

Artikel 9 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2019 in Kraft. 

Berlin, den 5. Oktober 2018 

Christian Lindner und Fraktion 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

In den letzten Jahren hat sich der deutsche Arbeitsmarkt sehr gut entwickelt. Die Zahl der Beschäftigten weist 
immer höhere Werte auf und mehr Personen denn je zuvor können von dieser Entwicklung profitieren. Im Mai 
2018 gab es rund 45 Millionen Erwerbstätige in Deutschland, davon gingen rund 33 Millionen einer sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigung nach (https://statistik.arbeitsagentur.de/Statistikdaten/Detail/201805/iiia6/be-
schaeftigung-sozbe-monatsheft-wz/monatsheft-wz-d-0-201805-pdf.pdf). Dieser Wert steigt seit Jahren und es ist 
mit einem weiteren Anstieg zu rechnen. Die Zahl der geringfügig Beschäftigten liegt konstant bei etwa 7,5 Milli-
onen. Während die Zahl der ausschließlich geringfügig Beschäftigten kontinuierlich sinkt, steigt die Zahl derje-
nigen, die lediglich im Nebenjob geringfügig beschäftigt sind. 

Diese Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt sorgt für steigende Löhne. Die durchschnittlichen Löhne und Gehälter 
sind daher in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen. Der Nominallohnindex stieg beispielsweise im Zeitraum 
2013 – 2017 um ca. 10,65 Prozent (https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch/VerdiensteArbeitskos-
ten/ReallohnNetto/ReallohnindexPDF_5623209.pdf?__blob=publicationFile). Auch der 2015 eingeführte allge-
meine gesetzliche Mindestlohn in Höhe von 8,50 Euro/ Stunde wird zum 01.01.2019 9,19 Euro/ Stunde betragen. 
Dies bedeutet einen Anstieg um mehr als 8 Prozent. 

Von dieser Lohnentwicklung profitieren die meisten erwerbstätigen Menschen in Deutschland. Aufgrund der bis-
her starren Verdienstgrenzen für geringfügige Beschäftigung und Beschäftigung in der Gleitzone, die seit dem 
Jahr 2013 unverändert geblieben sind, konnten jedoch Menschen in diesen Beschäftigungsformen nur bedingt an 
der Lohnentwicklung teilhaben. Vielmehr wurden diese Menschen durch die unflexible Grenze dazu gezwungen, 
immer weniger zu arbeiten und sich somit weniger am Arbeitsmarkt zu beteiligen. 

Diese Entwicklung kann verheerende Folgen haben, denn für viele Menschen bietet eine geringfügige Beschäfti-
gung oder Beschäftigung in der Gleitzone die einzige Möglichkeit zum Einstieg in den ersten Arbeitsmarkt. Für 
Personen, denen beispielsweise keine ausreichenden Kinderbetreuungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen, die 
ihre Familienangehörigen pflegen müssen oder deren letzte Berufserfahrung weit zurückliegt, bietet eine gering-
fügige Beschäftigung oder eine Beschäftigung in der Gleitzone eine Möglichkeit zur Teilhabe am Arbeitsmarkt. 
Mehr als 360.000 SGB-II-Leistungsbezieherinnen und -Leistungsbezieher gehen einer geringfügigen Beschäfti-
gung nach. Somit hilft diese Beschäftigungsart auch, die Armut dieser Personengruppe zu bekämpfen. Daher ist 
es zwingend notwendig, dass die Verdienstgrenzen dieser Beschäftigungsart ebenfalls der allgemeinen Lohnent-
wicklung bzw. der Mindestlohnentwicklung folgen. Denn nur so können auch diese Personen vom wirtschaftli-
chen Aufschwung profitieren und trotz eingeschränkter Möglichkeiten aktiv gegen Armut vorbeugen. 

Das Gesetz zur Dynamisierung der Verdienstgrenzen kommt daher vor allem diesen Personen zugute, da es ihnen 
die Beibehaltung des aktuellen Arbeitsumfangs und die Verbesserung der Einkommenssituation ermöglicht. Zu-
dem bewirkt es eine Entlastung bei geringeren Einkommen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Dieser Gesetzentwurf führt eine Dynamisierung der Verdienstgrenzen für geringfügige Beschäftigung und Be-
schäftigung in der Gleitzone ein. Bisher gab es starre Grenzen von 450 Euro und 850 Euro. Diese werden abge-
schafft und durch Grenzen ersetzt, die an die Mindestlohnentwicklung gekoppelt sind. Damit nicht nur die Be-
schäftigten auf Mindestlohnniveau von dieser Systematik profitieren, sondern darüber hinaus auch Beschäftigte, 
die zu einem höheren Stundenlohn arbeiten, wird die Grenze für geringfügige Beschäftigung beim 60-fachen des 
allgemeinen Mindestlohns gesetzt und die Grenze für die Beschäftigung in der Gleitzone beim 145-fachen des 
allgemeinen Mindestlohns. 
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Durch die Kopplung an den allgemeinen Mindestlohn wird ein Anpassungsautomatismus eingeführt, der für eine 
entsprechende Anpassung ohne die Notwendigkeit eines neuen Gesetzesvorhabens sorgt. 

Die Bestandsschutz- und Übergangsvorschriften sollen einen ausreichenden Zeitraum für die Umstellung bieten. 

III. Alternativen 

Keine 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 des Grundgesetzes (Arbeitsrecht, 
Sozialversicherung). 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen Union vereinbar. 

VI. Gesetzesfolgen 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Durch diesen Gesetzentwurf wird die Verdienstgrenze bei geringfügiger Beschäftigung und bei Beschäftigung in 
der Gleitzone dynamisiert. Aus diesem Grund erfolgen weitere Anpassungen dieser Grenzen automatisch und 
somit ist in Zukunft kein gesonderter Gesetzentwurf für jede Anpassung notwendig. Dies vereinfacht die entspre-
chenden Regelungen und dass Verfahren der Anpassung. 

2. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Das Vorhaben führt, aufgrund der Verschiebung der Steuer- und Abgabenlast gegebenenfalls zu Mindereinnah-
men für Sozialversicherungen, Bund, Länder und Gemeinden. Diese lassen sich zum aktuellen Zeitpunkt nicht 
prognostizieren. 

Diesen potenziellen Mindereinnahmen stehen jedoch Einsparungen bei Sozialleistungen gegenüber, die durch das 
höhere verfügbare Nettoeinkommen der Personen und Haushalte entstehen. 

3. Erfüllungsaufwand

3.1. Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. 

3.2. Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Ein nicht näher bezifferbarer Aufwand aufgrund von Umstellungen von Arbeitsverhältnissen, dem jedoch Ein-
sparungen aufgrund der geringeren Abgabenlast gegenüberstehen. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Bürokratiekosten entstehen Arbeitgebern durch Umstellung von Arbeitsverhältnissen, diesen stehen jedoch Ein-
sparungen aufgrund der geringeren Abgabenlast gegenüber. 

3.3. Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Der Minijob-Zentrale als zuständiger Einzugsstelle entsteht durch die Umstellung und Ausweitung einiger Ar-
beitsverhältnisse ein einmaliger Aufwand, der sich jedoch vorab nicht beziffern lässt. 

Es ist mit einem nicht näher bezifferbaren Aufwand aufgrund der Informationsübermittlung über die neue Rechts-
lage und der Telefonberatungen zu rechnen. 
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Für die Bundesländer entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

4. Weitere Kosten

Der Wirtschaft entstehen keine weiteren Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbeson-
dere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu den Nummern 1 und 2 
Die Anpassung der Arbeitsentgeltgrenze auf das 60-fache des allgemeinen Mindestlohns bei geringfügig entlohnt 
Beschäftigten erfolgt in Anlehnung an die allgemeine Lohnentwicklung und die Mindestlohnentwicklung der 
vergangenen Jahre und sorgt dafür, dass ein Anpassungsmechanismus eingeführt wird. 

Die Grenze des 60-fachen des allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns berücksichtigt auch die allgemeine Lohn-
entwicklung der Jahre vor der Einführung des Mindestlohns. Sie sorgt dafür, dass die geringfügige Beschäftigung 
aufgrund weiterer Erhöhungen des Mindestlohns nicht entwertet wird, sondern sich gemeinsam mit dem Mindest-
lohn entwickelt. 

Zu Nummer 3 
Anpassung der Grenze für das monatliche Gleitzonenentgelt auf das 145-fache des allgemeinen gesetzlichen Min-
destlohns infolge der Anhebung der monatlichen Entgeltgrenze bei der geringfügig entlohnten Beschäftigung 
(vergleiche Begründung zu Nummer 1 und 2). Diese Verdienstgrenze für Beschäftigung in der Gleitzone bewirkt 
eine Entlastung von geringeren Einkommen. 

Zu Nummer 4 
Folgeänderung zur Änderung des § 8 Absatz 1. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 
Folgeregelung zur Einfügung des § 447. 

Zu Nummer 2 
Folgeänderung zur Änderung des § 8 Absatz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (SGB IV). 

Zu Nummer 3 
Die Regelung dient dem Schutz der Beschäftigten, die bis zur Rechtsänderung mehr als geringfügig beschäftigt 
und damit in den Versicherungsschutz der Arbeitslosenversicherung einbezogen waren. Der Versicherungsschutz 
soll für diese Beschäftigung – auch unter den bisherigen beitragsrechtlichen Bedingungen – übergangsweise für 
bis zu zwei Jahre aufrechterhalten werden. Mit der Übergangsregelung wird ein Optionsrecht auf Befreiung von 
der Versicherungspflicht eingeräumt. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 
Die Regelung dient dem Schutz der Beschäftigten, die bis zur Rechtsänderung mehr als geringfügig entlohnt 
beschäftigt und damit in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert waren. Die Versicherungspflicht 
soll für diese Beschäftigung übergangsweise für bis zu zwei Jahre aufrechterhalten werden. Die Versicherungs-
pflicht für diese Beschäftigung bleibt nur bestehen, sofern nicht die Voraussetzungen für die Familienversiche-
rung vorliegen. Diese Beschäftigten können sich außerdem auf Antrag von der Versicherungspflicht befreien las-
sen, um ihren Versicherungsschutz außerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung fortzusetzen. Die unwider-
rufliche Befreiung gilt, solange das Beschäftigungsverhältnis die Voraussetzungen in Satz 1 erfüllt. 
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Zu Nummer 2 
Redaktionelle Folgeänderung zur Anhebung der monatlichen Entgeltgrenze für geringfügig entlohnte Beschäfti-
gungen von 450 Euro auf das 60-fache des allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns. 

Zu Nummer 3 
Hierbei handelt es sich um eine Folgeänderung zur Anhebung der monatlichen Grenzbeträge für die Gleitzonen-
regelung nach § 20 Absatz 2 SGB IV von bisher 450,01 bis 850 Euro auf einen Wert von über dem 60-fachen des 
allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns bis zum 145-fachen des Mindestlohns. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 

Zu den Buchstaben a und b 
Anpassung der bisher geltenden Verdienstgrenzen für Bezieherinnen und Bezieher von Rente an die Änderung 
der Verdienstgrenze für geringfügige Beschäftigung. 

Zu Nummer 2 
Redaktionelle Folgeänderung zur Anhebung der monatlichen Entgeltgrenze für geringfügig entlohnte Beschäfti-
gungen von 450 Euro auf das 60-fache des allgemeinen Mindestlohns. 

Zu Nummer 3 
Die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage für Beschäftigte, die nach dem Einkommensteuerrecht als selbständig 
Tätige bewertet werden (siehe auch § 165), wird entsprechend der Anhebung der Entgeltgrenze für geringfügig 
entlohnte Beschäftigte von 450 Euro auf das 60-fache des allgemeinen Mindestlohns angepasst. 

Zu Nummer 4 

Zu Buchstabe a 
Die monatliche Mindestbeitragsbemessungsgrundlage wird von 175 Euro auf 39 Prozent der neu geltenden Ver-
dienstgrenze für geringfügige Beschäftigung angehoben. Dies bewirkt eine Dynamisierung dieses Wertes ent-
sprechend der Dynamisierung der Verdienstgrenze für geringfügige Beschäftigung. Durch die Wahl des Wertes 
von 39 Prozent wird das Verhältnis zwischen dieser Grenze und der Grenze für geringfügige Beschäftigung bei-
behalten. 

Zu Buchstabe b 

Zu den Doppelbuchstaben aa und bb 
Redaktionelle Folgeänderung zur Anhebung der monatlichen Entgeltgrenze für geringfügig entlohnte Beschäfti-
gungen von 450 Euro auf das 60-fache des allgemeinen Mindestlohns und der Entgeltgrenze für Beschäftigungen 
in der Gleitzone von 850 Euro auf das 145-fache des allgemeinen Mindestlohns. 

Zu Nummer 5 
Die Anhebung der monatlichen Geringfügigkeitsgrenze von 450 Euro auf das 60-fache des allgemeinen Mindest-
lohns wird übertragen auf die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage für versicherungspflichtige selbständig Tä-
tige. 

Zu Nummer 6 
Die Anhebung der monatlichen Geringfügigkeitsgrenze von 450 Euro auf das 60-fache des allgemeinen Mindest-
lohns wird übertragen auf die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage für freiwillig Versicherte. 

Zu Nummer 7 
Folgeänderung zur Anhebung der monatlichen Entgeltgrenze für geringfügig entlohnte Beschäftigungen von 450 
Euro auf das 60-fache des allgemeinen Mindestlohns. 
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Zu Nummer 8 

Zu Buchstabe a 
Die Übergangsregelung in Absatz 8 bestimmt, dass diejenigen Personen, die bisher wegen Verzichts auf die Ver-
sicherungsfreiheit bei geringfügig entlohnter Beschäftigung versicherungspflichtig waren, auch nach neuem 
Recht ohne das Recht der Antragsbefreiung versicherungspflichtig bleiben, da der Verzicht auf die Versiche-
rungsfreiheit nach bisherigem Recht für die Dauer der Beschäftigung bindend war. Da der Verzicht auch nur 
einheitlich erklärt werden konnte (das heißt mit Wirkung für alle geringfügig entlohnten Beschäftigungen), gilt 
der Fortbestand der Versicherungspflicht ohne Befreiungsrecht auch für weitere Beschäftigungen, auf die sich der 
Verzicht nach bisherigem Recht erstrecken würde. 

Zu Buchstabe b 
Die Ergänzung enthält in Satz 1 eine Bestandsschutzregelung für diejenigen Selbständigen, die wegen Beschäfti-
gung nicht geringfügig tätiger Arbeitnehmer in der bis zum Inkrafttreten der Neuregelung geltenden Fassung nicht 
versicherungspflichtig nach § 2 waren, aber nach § 2 versicherungspflichtig würden, weil sie nur Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer beschäftigen, die wegen der Anhebung der Geringfügigkeitsgrenze nunmehr geringfü-
gig entlohnt beschäftigt wären (Entgelt über 450 Euro bis zum 60-fachen des allgemeinen Mindestlohns). Nach 
Satz 2 bleiben für zwei Jahre nach Inkrafttreten diejenigen Selbständigen versicherungspflichtig, die mit einem 
Arbeitseinkommen über 450 Euro und bis zum 60-fachen des allgemeinen Mindestlohns vor Inkrafttreten versi-
cherungspflichtig waren, nach der Anhebung der Geringfügigkeitsgrenze jedoch ab Inkrafttreten versicherungs-
frei würden. 

Zu Nummer 9 
Die Übergangsregelung bestimmt, dass nach bisherigem Recht in einer Beschäftigung wegen Geringfügigkeit 
versicherungsfreie Personen in dieser Beschäftigung versicherungsfrei bleiben, solange die Voraussetzungen der 
Versicherungsfreiheit nach bisherigem Recht weiterhin vorliegen. Ihnen wird – wie im geltenden Recht – aber 
die Möglichkeit eingeräumt, durch Verzicht auf die Versicherungsfreiheit im Ergebnis wieder für die Versiche-
rungspflicht zu optieren, die nach künftigem Recht generell – vorbehaltlich eines Befreiungsantrags – eintritt. 

Zu Nummer 10 
Redaktionelle Anpassung der bisherigen Regelung. 

Zu Nummer 11 

Zu Buchstabe a 
Redaktionelle Anpassung 

Zu Buchstabe b 
Die Übergangsregelung bestimmt, dass für diejenigen, die ihre geringfügig entlohnt versicherungsfreie Beschäf-
tigung vor dem 1. Januar 2019 ausgeübt haben oder die nach § 230 Absatz 8 in ihrer geringfügigen Beschäftigung 
versicherungsfrei bleiben, Zuschläge an Entgeltpunkten für Arbeitsentgelt aus geringfügiger versicherungsfreier 
Beschäftigung ermittelt werden. 

Zu Nummer 12 
Folgeänderung infolge der Änderung des § 230. 

Zu Nummer 13 
Folgeänderungen aufgrund der Anpassungen der Verdienstgrenzen für geringfügige Beschäftigungen und Be-
schäftigungen in der Gleitzone. 

Zu Artikel 5 (Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch) 

Zu Nummer 1 
Redaktionelle Folgeänderung zur Anhebung der monatlichen Entgeltgrenze für geringfügig entlohnte Beschäfti-
gungen von 450 Euro auf das 60-fache des allgemeinen Mindestlohns. 
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Zu Nummer 2 
Redaktionelle Folgeänderung zur Anhebung der monatlichen Entgeltgrenze für geringfügig entlohnte Beschäfti-
gungen von 450 Euro auf das 60-fache des allgemeinen Mindestlohns. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte) 
Die Anhebung der Grenze für Minijobs von 450 Euro auf das 60-fache des allgemeinen Mindestlohns monatlich 
wird in der Alterssicherung der Landwirte durch eine entsprechende Änderung in den Regelungen zu den Hinzu-
verdienstgrenzen nachvollzogen. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Zweiten Gesetzes über die Krankenversicherung der Landwirte) 
Folgeänderung zur Anhebung der monatlichen Entgeltgrenze für geringfügig entlohnte Beschäftigungen von 450 
Euro auf das 60-fache des allgemeinen Mindestlohns. 

Zu Artikel 8 (Änderung der Beitragsverfahrensverordnung) 
Redaktionelle Folgeänderung zur Anhebung der monatlichen Entgeltgrenze für geringfügig entlohnte Beschäfti-
gungen von 450 Euro auf das 60-fache des allgemeinen Mindestlohns. 

Zu Artikel 9 (Inkrafttreten) 
Die Regelungen sollen zum 1. Januar 2019 in Kraft treten. 

Satz: Satzweiss.com Print, Web, Software GmbH, Mainzer Straße 116, 66121 Saarbrücken, www.satzweiss.com
Druck: Printsystem GmbH, Schafwäsche 1-3, 71296 Heimsheim, www.printsystem.de

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 
ISSN 0722-8333

juris Lex QS
18052024 ()


